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Von der Regierung Philippe vorgesehene 

Änderungen im Bereich der Besteuerung 
(26. Juli 2017) 

 

Nur 16,1 Mill. der 37,7 Mill. französischen Haushalte, die für das Jahr 2016 eine Steuererklärung abgegeben ha-

ben, müssen tatsächlich Steuern auf ihr Einkommen bezahlen. Der Anteil der einkommenssteuerpflichtigen Haus-

halte ist damit auf 42,8% gesunken, dies ist der niedrigste Stand seit den 60er-Jahren. Durch die Anhebung der 

Geringfügigkeitsgrenze von 13.489 € auf 16.337 € jährlich für Singlehaushalte und von 27.159 € auf 41.313 € 

jährlich für Familien mit zwei Kindern wurden zwischen 2013 und 2016 insgesamt 3 Mill. Haushalte von der Ein-

kommenssteuer befreit. Die 10% der Haushalte mit dem höchsten Einkommen entrichtet 69% der staatlichen 

Einkommenssteuereinnahmen. (Zum Vergleich: In Deutschland bezahlen 68,3% der Volljährigen Einkommenssteu-

ern, die 10% der einkommensstärksten Haushalte tragen 48,2% der über diese Art der Besteuerung erzielten staat-

lichen Einnahmen bei). 

Während seines Wahlkampfs hat Emmanuel Macron Reformen in drei Bereichen angekündigt, die sich positiv auf 

die Kaufkraft der Franzosen und das Investitionsklima in Frankreich auswirken sollen.  

Die Contribution sociale généralisée (CSG – Allgemeine Sozialabgabe) wurde 1991 eingeführt, um die Finan-

zierung der sozialen Sicherungssysteme auf eine breitere Grundlage zu stellen, mittlerweile übersteigen die Ein-

nahmen aus der CSG die aus der Einkommenssteuer. Sie wird auf die Einkünfte aller in Frankreich lebenden Per-

sonen erhoben, auf Renten, auf Transferleistungen wie die Arbeitslosenunterstützung, auf Gewinne aus Kapitalan-

lagen und auf Spielgewinne. Anders als die Einkommenssteuer wird sie direkt vom Bruttogehalt der Arbeitnehmer 

abgezogen. Die Sätze der CSG variieren zwischen 6,2% für Arbeitslose und 9,5% für Gewinne im Glücksspiel, Lohn 

aus Erwerbstätigkeit wird zu 7,5% belastet. 

Zum 1. Januar 2018 sollen die Sätze der CSG um 1,7% angehoben werden, gleichzeitig werden den in der 

Privatwirtschaft Beschäftigten keine Beiträge mehr für Arbeitslosen- und Krankenversicherung vom Gehalt 

abgezogen (derzeit liegen diese bei 3,15% des Bruttogehalts). Dadurch soll die Kaufkraft von 20 Mill. Berufstätigen 

gesteigert werden, ein Mindestlohnempfänger wird ca. 250 € mehr im Jahr zur Verfügung haben, ein Arbeitnehmer, 

der im Monat 2.200 € netto verdient, hat im Jahr 500 € mehr. Ein weiteres Ziel der Reform ist, auch von Beamten 

und Rentnern Beiträge, vor allem zur Arbeitslosenversicherung, einzuziehen. Profitieren werden von dieser 

Änderung vor allem die in der Privatwirtschaft Beschäftigten. Stärker belastet als bisher werden 8 Mill. Rentner, 

die mehr 14.375 € (Einzelpersonen) bzw. 22.051 € (Ehepaare) jährlich beziehen. Für sie sind – anders als für 

Beamte und Selbstständige – keine Ausgleichsmaßnahmen zur Erhöhung der CSG vorgesehen. 

Die Taxe d'habitation (Wohnungssteuer) muss seit 1974 jeder Einwohner Frankreichs für Wohnungen oder 

Häuser, die er am 1. Januar eines Jahres, egal ob als Eigentümer oder Mieter, bewohnt, bezahlen. Diese Steuer 

wird von den Gemeinden erhoben und soll dazu beitragen, öffentliche Leistungen auf kommunaler Ebene, z.B. 

Schulangebote, Sozialarbeit, Sportanlagen, zu finanzieren. Ihre Höhe richtet sich nach zwei Komponenten: Zum 

einen nach dem vom Katasteramt festgelegten Mietwert der Wohneinheit (dieser errechnet sich u.a. nach 

Wohnfläche, Ausstattung, Lage) und dem von der jeweiligen Gemeinde jährlich festgelegten Berechnungssatz. Die 

Wohnungssteuer ist in großen Städten wie Paris, Bordeaux oder Lyon, die auch auf Steuereinnahmen von 

ortsansässigen Unternehmen zurückgreifen können, niedriger als in ländlichen Gemeinden, denen kaum 

Steuereinnahmen aus anderen Quellen zur Verfügung stehen. Im Jahr 2016 konnten die französischen Gemeinden 

über die Wohnungssteuer 21,9 Mrd. € einnehmen. 

Im Februar 2017 hat Emmanuel Macron versprochen, 80% der Haushalte von ihr befreien zu wollen, die 20% der 

bestverdienenden Haushalte sollen sie in vollem Umfang weiter bezahlen. Die Wohnungssteuer sei „ungerecht 

und unlesbar“ so Macron, denn die Grundlagen ihrer Festlegung stammten aus den 70er-Jahren und wurden nicht 

der Entwicklung des Immobilienmarktes angepasst, die Art ihrer Berechnung sei zu komplex. Von dem Erlass der 

Wohnungssteuer werden vor allem die Empfänger mittlerer Einkommen profitieren, Bezieher niedriger Einkommen 

sind von der Wohnungssteuer entweder bereits befreit oder aber bezahlen einen ermäßigten Satz. 

Für das Jahr 2018 soll die Wohnsteuer zunächst um ein Drittel reduziert werden, alle vorgesehenen Haushalte 

sollen gleichermaßen von dieser Entlastung profitieren. In welcher Weise die Kommunen für den staatlich verord-

neten Einnahmeausfall in Höhe von 3 Mrd. € entschädigt werden, ist noch unklar. 

Die Impôt de Solidarité sur la Fortune (ISF – Vermögenssteuer) müssen bisher Haushalte bezahlen, deren Ver-

mögen 2,57 Mill. € übersteigt, das waren im Jahr 2015 343.000, die zusammen über die ISF 5,2 Mrd. € an den 

Staat abführen mussten. Zum 1. Januar 2018 soll die ISF in eine Steuer auf Immobilienwerte umgewandelt werden, 

mobiles Vermögen, das z.B. in Aktien, Lebensversicherungen oder Firmenbeteiligungen angelegt ist, soll nicht 

mehr besteuert werden. Durch diese Reform sollen die Vermögenden dazu bewegt werden, ihr Geld eher in 

Risikoanlagen denn in Immobilien zu investieren; außerdem soll sie die Kapitalflucht eindämmen. Der Staat 

verzichtet dafür auf Steuereinnahmen in Höhe von ca. 3 Mrd. €. Einkünfte aus Geldanlagen sollen ab 2018 über 

eine „flat tax“ in Höhe von ca. 30% besteuert werden, Sparbücher und Lebensversicherungen sind davon 

ausgenommen. Die neue Regelung entspricht einer Steuererleichterung in Höhe von ca. 1,5 Mrd. €.  
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